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Gesetz über Straffreiheit kür
politische Straftaten .

Won Reichsmimster a . D . Dr . Bell, Vizepräsident ÄeS
deutschen Reichstags .

Zu den vom Reichstage unmittelbar vor Toresschluß ver»
«bschiedeten vier Gesetzen zum Schutz « Ver Republik gehört
auch das AmuestiegsseH. Der Inhalt der Gesetzesvorlage war
kurz und Aar . Gleichwohl gab er zu erheblichen .Meinungs¬
verschiedenheiten nn Reichsausschusse wie in der Bollverfamm -
lnidg des Reichstages Anlaß . Drei , Gruppen standen sich hier
gegensätzlich gegenüber : Einmal Sie äußerste Rechte , die jede
Amnestie ablehiien wollte, weiter die beiden sozialistischen
Gruppen und Ke Kommunisten , Ke weit über die Vorlage
hinaus die Straffreiheit gesetzlich festzulegen verlangten , und
endlich Ke Parteien der Mitte , Ke sich auf den Boden der
Regierungsvorlage stellten und nicht darüber hinausgehen
wollten. Dementsprechend ist auch mit wenigen Änderungen
die Regierungsvorlage angenomimen und es ist «me Ent¬
schließung des Reichstags hinzugefügt worden .

Nach 8 1 des Gesetzes wird Personen , die im Jahre 1920
nach dem 4 . August und im Jahre 1901 an einem hochver¬
räterischen Unternehmen als Täter oder Teilnehmer mitge-
wrrkt haben, Straffreiheit gewährt . Hiervon sind ausgeno -iw»
men Straftaten , die . sich in :das Jahr I960 fortgesetzt haben .
Straffreiheit gilt weiter für diejenigen , die von den auf An¬
ordnung des Reichsjustizmi nifters im Jahre 1921 errichteten
außerordentlichen Gerichten wegen Handlungen verurteilt
worden sind, Ke mit einem gegen das Reichs gerichteten hoch¬
verräterischen Unternehmen nn Zusammenhang stehen, falls
die Handlungen nicht lediglich auf Roheit , Eigennutz oder son¬
stigen unpolitischen Beweggründen beruhen . Dagegen werden
von der Straffreiheit ausgeschloffen diejenigen , die zur Durch¬
führung des hochverräterischen Unternehmens oder im Zu¬
sammenhang hiermit bestimmte gemeine Verbrechen oder ge¬
meingefährliche Verbrechen wie Mord , Tötung , schwere Kör¬
perverletzung, schweren Raub , Brandstiftung , vorsätzliche Ei -
senbahntransportgefährdung oder Sprengstoff -Verbrechen be¬
gangen haben. Weiter finden 8 2 und 3 des Gesetzes vom
4 . August 1920 derart Anwendung , daß auch die rückständigen
Geldbußen und Kosten erlassen werden und daß auf Antrag
des Verurteilten auch Vermerke über bereits verbüßte Stra¬
fen, die unter die Straffreiheit fallen würden , im Straf¬
register zu tilgen sind.

J >m 8 wird das Amnestieverfahre « derart geregelt , daß
aus Antrag Ke HWen, falls die von dem Beschuldigten oder
Verurteilten auf Grund dieses Gesetzes verlangte Straffreiheit
durch eine gerichtliche Entscheidung verneint wird , einem voin
Reichsminister der Justiz zu berufenden Ausschuß vorgelegt
wird und daß dieser Ausschuß, falls er die Voraussetzungen
der Straffreiheit für gegeben erachtet, dem ReichSfustizminister
zur Entschließung vorzulegen .hat .

Diese gesetzlichen Vorschriften sind von der Mehrheit des
Ausschusses mld des Plenums angenommen »norden , wobei die
grundsätzliche Stellung der Mehrheitsparteien dahin präzisiert
wurde , daß im allgemeinen weitgehende Amnestien im Inter »
eff« der Rechtsordnung und der Rechtssicherheit möglichst zu
vermeiden seien, daß man aber den heute herrschenden beson¬
deren V-erhBtniffen und der außerordentlich erregten Span¬
nung durch Annahme der Regierungsvorlage gebührend Rech¬
nung tragen wolle. Dagegen Wune man sich nicht entschlie¬
ße«, darüber hinaus di« weitergehenden Anträge der Links¬
parteien anzunehmen . Das gelte insbesondere von der ver¬
langten allgemeinen Einbeziehung der am jüngsten Eisen¬
bahnerstreik beteiligten Personen , zumal dieser Eisenbahner -
streik mit dem Gesetze zum Schutze der Republik in keinem
Zusammenhänge stehe , da er ein rein .wirtschaftlicher Streik
gewesen sei . Letzteres sei besonders auch .dadurch zum Aus¬
druck gekommen, daß selbst Ke freien Gewerkschaften sich die¬
sem von der -Reichsgeweäkschaft der Eisenbahner eingeleiteten
iWirtschaftsstreik äbg-ewandt hätten . Dagegen gaben die drei
Parteien der Mitte , Ke sich au -sschlieetzlich auf den Boden der
Regierungsvorlage stellten , klar zum Ausdruck, daß sie auch
gegenüber den aus Anlaß des Eisenbvhnerstreiks zu Diszi¬
plinarstrafen . oder gerichtlichen Strafen iBerurteilten möglichsteM -lde befürworteten . Auf ihren Antrag wurde daher vom
Reichstage folgende Entschließung , der bereits rm Rechtsaus -
schuß zugestimmt wurde, angenommen :

„Der Reichstag spricht die Erwartung aus , daß Ke Eiserv-
bahnverwaltumg bei Handhabung der Disziplinargewalt
gegen di« am Eisenbahnerstreik im Februar d. I . beteiligten
Beamten die äußerste mit dem Gebot der Aufrechterhol »
tung der Ordnung vereinbare DKlde walten «läßt . Er er¬
wartet ferner, daß der Herr Verkehrs -minist-er nach densel¬ben Gesichtspunkten bei der Beurteilung von Gnadenge¬
suchen verfährt , in all den .Fällen , in denen Beamt « wegender bezeichnet «» Verfehlungen durch rechtskräftiges Er¬
kenntnis eines Disziplinargerichts oder der zuständigen
Verwaltungsbehörde abgeurteilt find .

"
Der .Reichsverkehrsminister htrt im Rechtsausschufse und im

Plenum des Reichstags ausdrücklich zugesichert, daß er dieser
Entschließung entsprechend Verfahren und äußerste Milde wal¬
ten lassen werde, ein Versprechen, das zweifellos restlos einge-
ööst werden wird , wie ja auch zu erwarten ist, wird , daß auchin allen denjenigen Millen , die vom Amnestiegesetzs nicht
betroffen sind, die Gerichtsakten den zuständigen Stellen zur
nochmaligen gründlichen Nachprüfung voogelegt werden , da¬
mit in allen denjenigen Fällen , in denen es wegen der Härteder Strafe angebracht erscheint, im Gnadenwege ein voll-
Gändiger ober teilweiser Straferlaß gewährt werde.

Ursache und Wirkung .
Unter dieser Überschrift schreibt der „BaKsche Beobachter"

im Hinblick auf Ke neuerliche katastrophale Geldentwertung
folgendes :

Das Tagesereignis ist gegenwärtig das Steigen des Dollar¬
kurses, das gleichbedeiutend ist mit einem Fallen der Mark .Am Freitag stieg der Dollarkurs in Frankfurt zeitweise auf
1050 M . und darüber und tu Bürsenkreisen sieht man keine
Möglichkeit, das Steigen bis auf 2000 zu verhindern . Dabei
gibt es allerdings auch Leute , die aus Keser Rot des Vater¬
landes ein Geschäft machen , wodurch das Elend natürlich noch
vergrößert wird. Man hat deshalb schon daran gedacht , dem
Devisenhandel Beschränkungen auszuerlegen . Aber die schwere
Frage ist nur Ke : Wie kann diesem übel gesteuert werden ?

> Am Tage des Kriegsausbruchs im August 1914 galt der Dol¬
lar 4M) M ., am Freitag , 18. August erreicht« er 1250 M.Das bedeutet eine 286fache Wertsteigerung des Dollars , aber
auch eine ebenso große Entwertung der Mark . Im Vergleich
dqzu gilt Ke Reichsmark noch -Pfennig .

Vor einem Jahr wurden in Österreich für den amerikani¬
schen Dollar genau so viel österreichische Kronen bezahlt , wie
fetzt deutsche .Mark aufgewandt werden müssen. Und heutenach einem einzigen Jahr zahlt man in Wien über 40 000 Kro¬
nen für einen einzigen Ddlliar! Ob wir nach einem Jahr auch
„soweit" sein werden ? Me oft haben wir gehört und oft hatman es uns auch von berufenen Kreisen gesagt, daß wir in
Deutschland bei dem viel regeren Jndustrieleben „so weit "
nicht kommen würden , wie es i » Ostestrreich 'bislang der Fall
gewesen ist. Aber wir haben immer und immer wieder fest¬stellen können , daß wir fast haarscharf lediglich um ei« Jahrhinter der österreichischen Entwicklung zurückgeblieben sind .iMles, was bei uns inzwischen geleiffiK wurde , hat nicht ver¬
hindert werden köm «en, daß wir auf Jahresfpaune dem öster¬
reichischen Zerfall gefolgt sind. Die Aufsicht, daß .der Dollar40000 Papiermark lösten könnte, so zwar, daß der Dausend-
luatkschein 10 Pf wert ist, sollte uns doch fürwcchc Ke furcht,bare Lag« vor Augen führen , in Ke wir Hineinsteuern.

Diese Entwicklung sollte auch unseren Gegnern zu denken
geben. Die Behauptung Poincares , wir würden die Mark¬enuoertung systematisch selbst betreiben., ist natürlich ein
.Wahnsinn , wie man ihn von Poincare gewohnt ist, der nur
sein politischos Steckenpferd reitet und die Wirtschaft nicht
beachtet. Md«, mute den Deintschen doch nicht zu, daß sie
selbst mit Absicht sich einen solchen Abgrund schaffen , vor dem
jetzt Volk und Wirtschaft stehen! Die ganze Entwicklung der
Dinge zeigt dagegen genau , wer eigentlich der Urheber dieser
katastrophenartigen Erscheinung ist. Bisher hat sich geradezuunfehlbar der vernichtende Einfluß der Ententepolitik auf KeDollar - und Markentwertung geltend gemacht.

Noch nnmittelblar nach dem wirtschaftlichen und politischen
Zusammenbruch im November 1918 stand der Dollar nochkaum aüf dsm Doppelten seines Friedenswertes , auf etwa
8 M Nachdem aö das Furchtbare an blutigen Aufstände«,an Putschen an Deutschland vorübergegangen war und nach¬dem inzwischen der vernichtende Friedensvertrag von Ver¬
sailles geschlösson wurde , stand der Dollar krtapp auf dem
Vierfachen des Friedenswertes auf etwa 16 M . Das waretwa Juli 1919 . Ein Jahr später, im Juli MßO, notierte der
Dollar bereits ! 4L Ml, im. Juli 1921 auch noch erst 80 M . —•

i heute fällt es uns nicht schwer , dieses Wörtchen „erst" zu
! schreiben , obwohl es sich damals bereits um eine zwanzigfache
! Verschlechterung des Markivertes handelte . Wiederum ein
i Jahr später und zwar in Kesen Tagen sehen wir aber den
! Dollar auf über 1200 M . klettern , wir sehen uns also gegen-
! über dem Stande vom vorigen Jahr einer mehr als lOfachen
! und gegenüber dem Friedensstand des Dollars und der Mark

einer 286fachen Steigerung gegenüber.
; Seit Juli 1921 ist es rapide abwärts gegangen . Hier
: .wiederum einige Zählen . Der Dollar wurde "beziffert im
; August 1901 mit 120 M .. November 1921 800 M ., 2. Januar' 1922 186 M ., 1 . März 1922 240 M ., 1 . Juni 275 M ., 1 . Juli390 IM.. 10. Juli 525 M , 20. Juli 480 M ., 26 . Juli 820

81 . Juli 670 M ., 1 . August 780 M ., 2. August 800 M ., 8 . Au¬
gust co. 900 M . und gegenwärtig um 1200 herumpendelnd !

Man kann fast an den Aufzeichnungen Ke jeweilige Zu¬
spitzung der außenpölitischen Lage feststellen . Mit dem

! Rathenau -Movd hat der Absturz in abgründige Tiefen einge¬
setzt. Ein Keiner Ansatz zur Befferung wurde sofort wieder in
seinen Wirkungen vereitelt durch die geradezu blind um sich
schlagende französische Politik unter Führung Poi -ncanes . So¬
lange Deutschland einer solche „Politik "

, wie man das fälsch¬
licherweise mir diesemNamen bezeichnet, als willenloses Objekt
ausgesetzt ist, solangewird di« Fieberkurve der deutschen Wirt¬
schaft , di« zugleich auch den Gesundheitszustand der deutschen »
INatüm -nzeigt, weiter nach äbwartS verlaufen . Die Lyae ist tat .
sächlich so. dich wir eS am wenigsten in der Hand haben, de»
Dingen Einhalt z« gebieten.

über Ke Folgen dieses neue« Marksturzes müssen wir un »
klar zu werden versuchen. Wir dürfen uns dabei nicht ver¬
hehlen, daß wir vielleicht »,r der ernsteste« Lage stehe«, die
unsere Wirtschaft und auch unsere Politik seit den Tagen des
Londoner Ultimatums zu meistern hatte .

Zunächst bedeutet dieser neue Marksturz , daß unser Reichs.
Haushalt heute nichts weiter als ein Fetzen Papier ist, es ist
schade um die Druckerschwärze, di« scxton verwandt wurde .Alle Dispositionen , die unter denkbar größten Anstrengungenmit dem Ziel« eines Ausgleichs des Etats getroffen wurden ,
sind vollständig über den Hanfe» geworfen. Und was das
«Schlimmste ist : Ke Haushaltspläne der Betriebsverwaltungen
sind wieder einmal von Grund auf erschüttert. Durch ge¬
waltige Preis , und Tariferhöhungen , Ke für Ke deutsch.
lWirtschast, wie für die Bevölkern,̂ in allen iHoen Schichter
«Impfi-Ndliche und drückende Opfer darstellen, ist es doch zr
Wiege gebracht Worden , daß «ine Balanzierung zwischen Eia
nahmen und Ausgaben erzielt wurde . Heute aber stehen wir

wieder vor Kaffeüben Lücken, und niemand weiß Rat . wie
diese ausgefüllt werden sollen . Gewiß war vorgesehen , datzspätestens mit dem 1 . Oktober neue Tarife Platz greifen müf»
seit, nicht zuletzt auch für den Personenverkehr Sei den Eisen,
bahnen , dann aber arrch bei der Pöstöevwaltung . Aber wachÄar Entwicklung, die Ke Mavk jetzt genommen hat , ist es
überhaupt unmöglich, zu sagen, wie Kes« Darise letzten Ende»
aussehen tverden . Während man bisher glaubte, dich man miteinem Portosatz für erneu einfachen Brief mit 4 M. auÄkom-men Wnnte , Hai es schon Ser >Mjarksturz seit dem Rathenau .Morde gelehrt , daß mindestens K« Hälfte mehr, also 6 Ml.gefordert werden müsse , wenn die nenen Fehlbeträge gedecktworden sollen. Was aber nun an derartigen Tarifen zu er»warten sein wird , läßt sich überhaupt noch nicht beurteilen .Die neue iMarkentwertung bedeutet in ihrer letzten Wir¬
kung eine fortschreitende Verarmung unseres V - lkeS . Der
Auftvsuinsgprolzeß schrotet unheimlich weiter. Die eheinaligenbodenständigen föliden Schichten unseres Volkes verfallen»
nachgerade einem bejammernswerten Schicksal . Es wivd sehrschwer , überhaupt noch die Mittel für K« allerdürftigste Le¬
benshaltung aufzubringen . Die Preise für Brot und Fettsind K« furchtbaren und jeden Tag in ihrer zermürbendenEindringlichkeit in Ke Erscheinung tretenden Strumsigiwle .Wenn sich K« Entwertuug der Mnk auf dem jetzige«Stande Mt ober wenn sich gar infolge der nächsten politischenEntwicklung fortschreitet, dann ist eS überhaupt nicht abzu -
sehen, vor welche bitterschwrre« politischen und Wirtschaft-lichen Ereignissen wir in allernäihstler Zeit gestellt sein wer-deu. Märkontwertungen haben bisher Ke Tendenz gezeigt,sich erst allmählich auszuwivken. Dieser Ausgleichu ngsprozeßhat sich aber neuevKngs in iminer stärkerem Tempo vollzogen.Der Döllarstcmd wird heute vielfach als Preisregulator un¬mittelbar benutzt. Mau 'kann es erleben, daß irgend eineWare von einer Stunde cntf Ke aridere eine Preissteigerrmgerfährt mit dem Hinweis aus Ke Preissteigerung de»Dollars .

Zudem halben Preissteigerungen Me Tendenz, sich öben zuhalten , auch wenn der Dollar wieder abwärts geht . Die Er -
sahrungen , die in diesen Dingen in den letzten Monaten ge¬macht wurden , nötigen zu Maßnahmen und Borkehrungenpdte man unter anderen Umständen wohl nicht erwogen hätte!.So wird ernstlich Ke Frage wieder erhoben , ob man iiSjep.
Haupt der freien Preisgestaltung , wie sie sich jetzt wMürlichnach dem DollmÄnrs orientiert , noch länger zusehen kam».Es ist sehr ÄezeichnenA, daß gerade von denjenigen Kreise«,die immer gegen Wte Zwangswirtschaft ihre Stimmen erho-lben haben , heute die Ruse nach einer Medereiuführung de»Zwangswirtschaft , zum nändefften tn üestiminten Dingen de» ,
täglichen Lebens erhöben werden . Tatsächlich stehen wir voreiner Situation ^ die Ke leitenden Stellen zwingt, zu dies« ,
jFragen -rasch und «ntschloffen Stellung zu nehmen. Daüef-wird Man sein Augenmerk aber auch auf andere Ersche-inuw-
igen richten müssen: wir können es in verschiedenen indstviel»len Gruppen , narnen-tlich der Textil - und der sehr .wichtigen-
iBekleidnngsindustrhe, äber auch in der Stahl -, Holz-, GlaS-und anderen Jndustvrein beobachten , daß hirtsichtlich der Fest¬
setzung der Preis « im Großhandel und Großverkehr dev
Dsllarentwicklung immer noch voraus geeilt nnrd. Gerade mder Bekleidungsindustrie mußte wahrgenommen werden, doßßnoch während die Entwertung der >Mark bei weitem nicht da»
200fache antsmachte, die Preise bereits »ns das 400f«che ge¬steigert wurden . Bei der Bekleidungsindustrie handlt es sichunzweifelhaft um Gegenstände des täglichen Bedarfs , und
hiev ist eine Gelegenheit gegeben, mit der sich die regiereu-
>den Instanzen unter allen Umständen beschäftigen nrüssen .Denn der innere Friede und Ke sozial « Ruhe stehen nt
Gefahr ! Eine fürchterliche Teuerung müßte bei einemStande des Dollars über 1000 irr Heribst und im Winter und
mehr noch im nächsten Frühjahr zu erwarten sein . Denn
.dann würde es sich darurn handeln müssen , daß wir für un¬
sere zu Ende gehenden Vorräte Getreide und sonstige Le¬bensmittel zu den hohen Auslandsknrsen aufkaufen. Di«
soziale Ruhe ist äber auch um deswillen gefährdet, weil irfitder -neuen Markentwertung die jetzt schon so -MpfindlieheKreditnot sich verschärft . Sie zwingt zu Betriebsetnschrän -
!kungen> die Arbertslosigfleit im Gefolge haben. Die Valuta »
entweriung andererseits nimmt dem Industriellen und Kauf¬mann jede lMöglichkeit einer Kalkulation und DifpKition . So
sehen- wir als Folge des neuen Marksturzes uns einer Lag«
gegenüber, die, wenn es Nicht -gelingt, durch einheitliches Zu¬
sammenfassen aller Kräfte sie zu nieistern, uns in abgrund¬tiefes El -ond stürzen kann .

"

Gemeindepolit . Rundscbau .
Zur Geschichte des Arbeitsnachweises.

Von Oberstadtsekkerär cand. rer . pol . Zchenrmann, Wald (Rhl .tz
Der Reichstag hat das neue Arbeitsnachweisgesetz am 13^Juli 1922 mit der Bestimmung angenominen, daß es aav!

1. Oktober in Kraft tritt . Durch dasselbe wird der Aufbau eine»
über daS ganze Reichsgebiet planmäßig aufgebautrn Arbeit».
Nachweises gewährleistet. Die gewerbsmäßige Stellenvermitt¬
lung erlischt grundsätzlich mit dem 1 . Januar 1923.Bei dieser Gelegenheit dürfte ein Rückblick auf die geschicht¬
liche Entwicklung deS Arbeitsnachweises allgemein interessie¬
ren .

Die Zahl derjenigen , die ganz oder teilweise arbeitsfähig sind
und die auch den ehrlichen Willen zur Arbeit haben , deren Ar¬
beitsleistung aber nicht begehrt wird, daß heißt, Ke keine Ar¬
beitsstelle finden , ist nicht gering. In Zeiten der schlechten
Konjunktur schwillt ihre Zahl an . bei allgemein gutem Ge¬
schäftsgänge ebbt sie zurück . Die Beobachtung , daß in sehr vie-c
len Fällen das Nichtfinden von Arbeit nur daran liegt, dtttz
der Suchende „seinen " Arbeitgeber, der auf ihn wartet , au%



sich selbst nicht auftinden kann , hat schon früh zu - denken gege¬
ben . Dazu ionrmt di« oft gemocht « Beobachtung , dos; in örtlich
verschiedene » Gegenden . Arbeitskräfte , die hier im Hhrrstnß
Vvrhanden sind und brach liegen dort sehr gesucht sind . Ed lag
im Interesse der Allgemeinheit darauf zu achten , daß » ach
Möglichkeit jedermann Gelegenheit gegeben werde , seine Ar¬
beitskraft produktiv anzuwenden . Der Arbeitsnachweis war '

das Resultat . Der wohlorgnnisiertc ArbellMliachn 'eis , wie ihn
das neue Gesetz organisieren will , kann auf eine » bewegten
Werdegang znrückdlicken

Die früheste Arbeitsvermittlung aus Grund der Tätigkeit
der Zunftmeister , wie sie sich im 14 . und 15. Jahrhundert aus -
wirkte , kann als ideal angesehen werden ; sie war jedoch wenig
rationell , da sie sich auf eissen örtlich abgegrenzten Raum be¬
schränkte und bei der späteren Zunahme von Verkehr , Handel
und Industrie in sich selbst zusammenfinken mutzte . Da tra¬
ten an ihre Stelle Privatunternehmer , die nicht zuletzt des
eigenen Vorteils halber Stellen , namentlich für Dienstboten ,
vertnittelten . Infolge des Eigennutzes der Inhaber waren
Ausbeutungen der Suchenden keine Seltenheit . Ans der Rot
der Stellenlosen wurde Kapital geschlagen und namentlich die
Tienstboten - Bermittlungsgeschäfte reichten bst in Sphären
herab , in denen es nicht immer sauber zuging . So schossen
denn derartige dunk . e privatgewerbliche Vermittlungsgeschäfte
(häufig mit Beherbergungsgetverbe ), die nach deni Spruch „ non
ölet " arbeiteten , im 17 . Jahrhundert namentlich in Frankreich
und Deutschland wie Pilze aus der Erde . Zunächst waren es
Vereine , die diesem sozialen Übel zu Leibe gingen . Im Jahre
1841 bildete sich zu Dresden der Verein für Arbrits - und Ar -
bciternachweisnng , der es sich zur Aufgabe machte „ gut be¬
leumundeten Armen der Stadt Dresden lohnende , ihre » Kräf¬
ten nlöglichst angemessene Arbeit aller Art , auch Wohnungen
und Schlafstellen , soweit solche in der Expedition de » Vereins
gemeldet werden oder sonst bekannt sind , kostcnftei nachzu -
weisen .

" 1843 erfolgte in Leipzig die Eröffnung einer dem Ar -
mendirektorium unterstellten „Arbeitsnachwelsungsanstalt "

, die
Armen , die bereits Armennnterstütznng empfinge » oder der
öffentlichen Armenpflege anheimznfallen drohten , Arbeit ver¬
mitteln sollte . Seit 1845 vermittelt der Lette - Verein in Ber¬
lin weiblichen Personen Plätze aller Art . Der Wanderunter -
stntzungsverein in Nürnberg ivandte der Arbeitsvermittlung ,
namentlich der Wanderarmen feine besondere Auftnerksamkeit
zn » nd schuf 1850 entsprechende Etnrichtnngen . 1865 schlossen
sich in Stultgart drei gemeinnützige Vereine zusaminen und
gründeten ein „ Bür » für Arbeitsnachweis " . Im Jahre 1874
entstand in Köln die Allgemeine Arbeitsnachweis -Anstalt .

Nachdem so die Vereine den Vorweg gemacht hatten , wurde
sich auch der Staat seiner Aufgaben bewußt . Datz öffentlich -
rechtliche Hilfe notwendig ist und datz diese nur in Nachweis
vmi Arbeit bestehe» kann , weist Münsterberg in knappster Form
nach , wie folgt :

„ Wer keine Arbeit hat , hat kein Einkommen ; wer kein
Einkoninien hat , mutz Not leiden ; datz jemand Not leidet ,
darf von Obrigkeits wegen niclst geduldet werden , weil nie¬
mand verhungern oder erftieren darf : es muß als » geh» lfen
werden .

Die Hilfe darf aber nicht in Almosen bestehen , weil der
Notleidende ja arbeitsfähig ist, sondern in Ziicückführiing
zur Arbeit . Da er durch eigene Sorge Arbeit nicht erhalten
kann , muß ihm Arbeit verschafft werden ."

So crlietz denn in Preußen am 31 . Juli 1884 der Minister
des Innern eine Zirkularverfügung an sämtliche Regierungs¬
präsidenten , betreffend Organisation der Arbeitsvermittlung .
Am 8 . März 1888 folgte eine allgemeine Bersügtlng . betreffend
die konimunalen oder mit kommunaler Unterstützung betriebe ,
neu allgemeinen Arbeitsnachweisstellen . 1888 zählte der Ver¬
band deutscher Arbeitsnachweise 388 öffentliche Nachweise .

Den privaten Vermittlungsgeschäften wirkte man entgegen ,
indem man 1800 die Konzessionierung von der Bednrfnissrage
abhängig machte , 1802 die Verbindung mit Gast - und Schenk -

wirtschaftsgcwerbe erschwerte und 1810 generell überall da ,
wo ein öffentlicher Nachweis vorhanden war . die BedürsniS -

fragr für Privatvrrmittlung verneinte Das Stellenvermitt -

lunsgesetz vom 2. Juni 19*0 lRGBl . S . 860 brachte eine ge -

wisse Kodifikation der Materie . Bedürtnisfrage , behördliche
Festsetzung der Gebühren . ) Das neue Arbeitsnachweisgesetz
vom 13. Juli 1822 ist „ och umfassender und weitgehender .
(Aufbau - Öffentliche Arbeitsnachweise — Landesämter für Ar¬

beitsvermittlung — Reicksamt für Arbeitsvermittlung . ! 1812

gab es im Deutsche » Reiche 484 Arbeitsnachweise (davon in

Prcnhen 265 : Bayern 66 ; ehem . Königreich Sachsen 55 ; Wärt ,

tcmberg 16 ; Baden 18 ; Hessen 26 ; ehem . Grotzherzogtum Sach¬

sen 3 ; Sackscn - Coburg - Gotha 2 ; Anhalt 4 ; Sckwarzbnrg 2 ;
Waldeck 2 ; Lippe 1 ; Hamburg 1 ; Elsaß - Lothringen 18) .

In Franreich bestand 1887 die Bourse du travail und dane¬

ben die Federation des Svndacats , die beide 1802 zur Con -

sederation generale du Travail verschmolzen wurde . Durch Ge¬

setz vom 18. März 1804 wurde in Frankreich die private Ver¬

mittlung für eine Reibe von Berufen ganz verboten und be¬

stimmt , datz die Gebühren vom Unternehmer zu erheben sind .

Engand besitzt seit 1808 eine einheitliche Grotzorganisat . on des

Albeitsnachweises .

politische Neuigkeiten .
Die Ikeparaticmsverkandlungen .

Die Beral » ngen der beiden deutschen Vertreter Minister Dr .
Herme « » nd Staatssekretär a . D . Dr . Bergmann mit den
Herren Bradbnry und Manclörr sind heute vormittag und
nachmittag weitergeführt worden . Am Abend erschienen die
beiden Vertreter der Reparationskommission wiederum zu
einer Anssprache beim Reichskanzler . Die Nachrichten über
den Verlaus der Verhandlungen , die zum Teil in sensationeller
Art alltäglich verbreitet werden , und bald von deutschen Ge¬
genvorschlägen , bald von einem ungünstigen Stande der Ver¬
handlungen usw . zu berichte » wissen , beruhen It . „ Frtf . Zkg.

"

nur auf Kombination . Die Verhandlungen geben weiter , und
es lägt sich jetzt noch in keiner Weise sagen , mit welchem Er -

get' iiis sie endigen werden .

Aufhebung von « etorsionsmahnAbmen .
Das Generalkominissariat Straßburg veröffentlicht folgende

Mitteilung :
Der Oberkommissar wurde heute vom Oberpräfldeiuen emp¬

fangen . Er unterejchlelc ihn über die Frage der Answeitun -
>rn «nd Segnestieruntrrn , die sich aus der Entscheidung vom
5 . August über die deutschen Guthaben in den Banken und
Finanzinstitlitcn ergeben . Nachdem die Frage der Ausgleichs¬
zahlungen ans dem Wege einer gütlichen Vereinbarung ange¬
langt ist , werden die Retorsivnsmaßnahmen avtgehobe » werden .
Infolgedessen wird die den Banken iiiilgeleilte Verfügung , die
deutschen Guthaben zurückzuhalten , aufgehoben tverden . Tie
Maßnahmen gegen die Deutschen , welche am 12 . August aus -
grwirsen wurden , bleiben bestehen . Eine spätere Mitteilung
wird den Termin bekannt geben , an welchem der Beschlutz über
hie deutsche, , Gutbaben aufgehoben wird .

Die englische öSenMcbe Meinung kür
einen neuen politischen Irnrs .

Der Londoner Bericht eristotter des New syork Herakd über «
anittelt seinem Blakte eine Zuschrift des englischen Schrift¬
stellers Sir Ge » rge Paith zur Reparationsfrage . Dieser ist l
davon liberzeugt , datz eine Siäiwenkung in der Rrparations - !
Politik der Verbündeten viel tveniger von der englischen Re¬
gierung - aus freiem Entschlutz gefordert , als vielmehr von der
englischen öffentlichen Meinung , den Arbeitern , Industriellen , -
Kauflruten und Bankiers ihr anfgrzwnngen wird . Alle Klns » !
sen der englischen Bevölkerung find nach ihm heute v»n dem !
Wunsche öeseekh

1 . datz von der englischen wie von der srongäsischen Regie¬
rung die bestehenden Tatsachen anerkannt , jeder einzelne Fak .
tvr sorgfAtig beobachtet -und die Linie der zn befolgende «
Politik völlig neu gezogen « erde ,

2 . datz das französisch « Boik von den europäischen und den
allgemeinen Berhältniffen der ganzrn Welt , wie sie heute
liegen , völlig unterrichtet werde ,

3 . datz die Frage der deutschen Zahlungsfähigkeit dem
Bankierausschuß vorgelegt werde ,

4 . datz Deutschland für sämtliche Zahlungen ein Mora¬
torium erhalte , bis der Bankierausschutz über seine Gesamt »
Sahl -nngsfähigkeir sich a-nsgcsprochen Hobe,

5 . datz eine international » Anleihe nufgelegr werde , welche
die unverzüglich « Wiederherstellung der zerstörten Gebiete in
Frankreich und den anderen Ländern rrmö,piche ,

6 . datz die deutschen Reparationszahlungen in Form von
Annuitäten erfolge , die z»ir Zinsenzalhlung für die internatio¬
nale Anleihe dienen sollen .

7 . datz die internationalen Schulden gestrichen werden ,
8 . datz sofort für die finanzielle Reorganisation Österreichs

ge -ora , werde ,
8 . datz alle Meinungsverschiedenheiten über den Beirag l-er

Reparationen , die Zaihlnwgsweise und andere Fragen , die
zwischen Frankreich nnld Englonid bestehen , vom Bölkrrbiind
geregel ' -werden .

Der Berichreritcmer betont ausdrücklich die neuerliche An .
Näherung Llo»d Eleorges an diese Gedankengmrge .

Die französische Drehorgel .
Fünftindachtzsp Amerikanerinnen aus verschiedenen Städten

des Landes sind dieser Tage nach Frankreich abgereist , um
die kriegsverwüsteten Gegenden Frankreichs zu besuchen und
„ die dortige Bevölkerung der Sympathie des amerikanischen
Volkes zu versichern "

, wie es in den Zeitungen heißt . Es ist
dies ein von Frl . Morgan inaugurierte Bewegung , » m im
französischen Interesse die Erinnerung a » den Krieg aufrecht
zn erhalten . Die Frauen werden bei ihrer Ankunft in Havre
offiziell von der französischen Regierung empfangen werden .

Bisher war man , so schreibt der „Bad . Beobacpter "
, gewohnt ,

datz nur einzelne Kriegs - und vielleicht dann und wann auch
Arbeitsinvaliden zur Drehorgel griffen , um Interesse und
hilfreiches Mitleid für ihr Unglück ivachzurnfen . Als ideal
hat man bei uns in Deutschland diese Art der Versorgung
allerdings nie angesehen und stets darnach getrachtet , die Ber -
sicherune .e » so leistungsfähig zu machen , datz niemand die
Obren seiner Mitmenschen durch Drehorgeltastnren quäkte .
Anders in Frankreich ! Dort greift die ganze Nation , vertre¬
ten durch die französische Regierung zur Drehorgel und bereist
die ganze Welk mit ihr , um Interesse und lsilfreickes Mitleid
für seine verwüsteten Provinzen hervorzurufen und mehr noch,
um Stimmung gegen die Deutschrn zu machen , die so grau¬
sam waren , den Krieg mit Pulver und Kanonen zu führen .
Letzteres . scheint der Kamprzweck der französischen Drehorgel
zu sein . Wir wissen z . B ., datz man speziell in Oberelsatz
darüber sehr ungehalten ist, datz heute , mehrere Jahre nach
dem Krieg noch immer wüste Gebiete so darliegen , wie sie der
Krieg gestaltet hat . Die Elsässer waren neuerdings so lange
tm deutschen Reich , um zu wissen , datz man in Deutschland
sich nicht mit der Drehorgel begnügt in solchen Fällen und sie
wären däber froh , wenn a » Stelle der Drehorgelpolktstl mit
den durch deutsche , französische , englische , amerikanische , por -
tneeesische Kanonen verwüsteten Gebieten einmal die absolut
notwendige Wirderberstellnng der Gebiete treten würde . Tenn
wenn man auch dem kriegsverletzten Drehorgelmann seine
Glieder nicht wieder vollkommen ersetzen kann , so ist es umso
eher möglich , verwüstete Landstriche wieder io berzustellen ,
datz sie wirtschaftlich wieder voll ausgenützt werden können .
Aber die Franzosen zeigen so wenig Interesse für die so not¬
wendige energische Jnanariffnahme dieser produktiven Arbeit ,
datz sic immer wieder das deutsche Arbeitsangebot zu diesem
Zweck ; urncki»eisen Sie wollen nicht , datz deutsche Arbeiter
ihnen dazu behilflich sind . Sie drelfen lieber die Dreborgol und
organisieren Bergnügnngsrrisen ans aller Welt i » die durch
Schuld der Franzose » »och beute verwüstet darliegenden <8e -
biete . Sie beschäftigen lieber das Plakatgrwerbe , um in der
ganzen Well Propaganda für den Besuch der verwüsteten Ge¬
biete zn treiben , als datz sie millenskräftig an die Wiederher¬
stellung deS vom .Krieg darniederliegende,i Landes gehen . Sie
wirken lieber mit beweglichen Drehorgcltönen ans die Tränen¬
drüsen amerikanischer und englischer Damen , als mi : brauch¬
baren Plänen auf die die tatkräftigen Arme wertsctmffender
französischer und deutscher Arbeiter . Das ist nun einmal so ;
die Welt mutz sich damit nbsinden .

An uns Deutschen aber liegt es , in . der ganzen Welt immer
wieder daraus hinzuweise » , wie Frankreich mit der Drehorgel -
Reklame arbeitet , um die Wirnde , d-ie sich andernfalls rasch
schließen . würde , immer offen zu halten , während Deutschland
sich bemüht , die Spuren des Kriegs durch Arbeit zu ver¬
wischen.

Die österreichischen Minister in Berlin .
Die offiziellen Besprechungen der österreichischen Delegation

mit den Mitgliedern der deutschen Regierung haben gestern
vormiltng ibren Fortgang genontmcn . Um 1 Uhr fand ein
Frübsiück beim- Reichskanzler statt , an dem eine Reih « offiziel¬
ler Persönlichkeiten und die österreichiichen Diplomaten teil -
nahinen . Gestern nachmittag 4 Uhr fand eine wichtige Ka -
biiiettssiuung statt , in der fast alle Minister anwesend waren .
Die Beratungen betraten die finanzielle Lage Österreichs und
die gegenwärtige Lage der Reparationsfraqe .

Die Besprechungen zwischen dem österreichischen Bundes¬
kanzler Tr . Seipel und dem Finanzminister Segnr einerseits
und der deutschen Regierung anderseits trugen , nach einem
Bericht der „B . Pr .

" aus Berlin , den Charakter herzlicher
Freundschaft . Der österreichische Bundeskanzler erörterte aus¬
führlich die valstische » nd wirtschaftliche Lage Österreichs , wie
sie sich nach dem Ausgang der Londoner Konferenz darstcllt ,
wo betanntlich Österreich in der Kreditsraqe an den Bülter -
hnnd verwiesen wurde . Dr . Seipel erklärte , Österreich werde
seine Sache vor dem Äölkertound natürlich mit allem Nach¬
druck betreiben . Eine Verschleppung der Kreditfrage wäre
aber nicht nur für Österreich , sondern auch für Zentralrnropa
verhängnisvoll . Bei drn Besprechungen ergab sich Überein -
stiimnung darüber , datz Österreich darnach trachte » , müsse , mit
Unterstützung seiner Nachbarn üb« di« gegenwärtigen Schwie¬

rigkeiten hinwrgzukominen . Auf deutscher Seite wurde herauf
Hatz Dentschland im Rahmen seines ritzenen Könnens dem be¬
drängten Brudervolk wo irgend möglich helfen « erde . Weitere
Verhandlungen über die sich hierbei ergebenden konkreten Auf -
g«de« wercken sich den Berliner Besprechungen anschliehen .

In den Räumen der österreichischen Gesandtschaft fand ge¬
stern nachmittag « in Prcssermpfang statt , bei dem Bundeska .-iz-
ler Dr . Seipel und Finanzininister Segnr de » versainmelte -n
Vertretern der Berliner Presse eingehende Nfftteilungen über
Anlatz und Zweck der Reiie machten . Die beiden Herren tra¬
ten gestern abend die Reise nach Verona an . wv sie eine Zu »
sam -menkunst mit dein italienischen Außenminister Schanzer
Hoden werden .

Der Ausgleich zwischen Berlin n . München .
Aber die Ergebnisse der Berliner Verhandlungen zwischen

Bayern u-nd dem Reich wird heute von der bayerischen Re¬
gierung ein « sehr ei -ngeherche Darstellung veröffentlicht , -die
mich eine Vorgeschichte der Schutzciesetzqebnmg » nd des baye¬
rischen Widebstöndes gegen diese enthält .

Die Darstellung saht das bei den ersten Berliner Perhand¬
tungen Erreichte in folgendem zusammen :

1 . Die llberiweiisung von Etvaffachien an die ordentlichen
LandeSgcrichtc soll die Regel Hilden.

2 . Der Oberreichscriiwalt wird bei Inanspruchnahme poli¬
zeilicher Tätigkeit i» «inam Lande der Polizeibehörde diese-
Landes sich HÄenen .

3 . Beim Stoatsgerichts ^bf sollen mehrere Senate gebildet
werden , deren Besetzung und Geschäftsvertei -linnig nnch der
örtlichen Herkunst der Straffachen geregelt wird .

4. Znm Reichsbeamtengesetz -wurde vereiNl -art , datz den
Landesregierungen Gelegenheit gegeben werden soll , vor Er -
nenming der Mitglieder der -Relchsdisziptinarkam -mern und
zwar sowohl der aus dem Beamtenstttnd als auch der in rich¬
terlicher Stellung besindiichen Mitglieder sich zn äutzern .

5 . Nach Artikel IV der Novelle zn »„ Reichsbeamtengesetz
künin-cii bestimmte Reichslbewnte in leitender -Stellung aus 1
politischen Gründen jederzeit in den Rnhestand versetz ! Wer¬
ften . Es wurde vcreiirktrt , das; -von dieser - Befugnis gegen¬
scher den in -den Ländern '

tätigen Reichsbeamten nicht Ge¬
brauch ,-scmachl werden dars . ohne datz die Landesregierung
Gelegenheit zur Äutzerung gehabt hat .

6 . Die Einrichtung der Landeskriminalpolizeibehördcn ist
aüsschlietzlich zur Laudessache erklärt . Obeirster Grundsatz bei
lDurchsührnng des Rcichskriminalpol -izeigesetzes soll sei» ., die
Ex -Lkutive den Ländern zn überlaffen . Aufträge autzerbmir -
rffcher Bebörden iin- Namen des -ReichdkrmmnalpÄizeiamts kön¬
nen nur ini Wege des -Ersuchens über das La » de skri .mi 11a-lpvli -
zeiliml an die Laiid -: skriini >latpaliz -eistelle >> gebracht werden . Eine
selbständige Ermiitliingstätigkeij nichtbaijerischer Stellen in
Bayern ist grundsätzlich ausgeschlossen . Für in Betracht kmn -
wende dringendste Ausnahmen sind die alleräutzersten Ein¬
schränkungen und Sicherungen getroffen ; auch bei diesen
Mus -nahmesällen ist grundsätzlich p-ie Mtwirfttng einer baye¬
rischen Polizeibelhvr .de notwendlg .

7 . Der bundesstaatliche Chlaralktcr ldes Reiches und die
Staatspersönlichkeit der Länder wurden ausdrücklich aner -
?a-n »r . Die -Reichsregiernng erklärte , über die versasiungs -
mlätzigen Zuständigkeiten des Reiches hinaus .Hoheitsrechte der
Länder nicht am sich ziehen zn wollen .

«Als Ergebnisse der jüngsten Berliner Besprechungen wer¬
den sodann folgende anfgesührl :

1 . Beim Staatsgerichtöhos wird ein süddeutscher Senat ge¬
bildet . Die Ernennung seiner Mitglieder erfolgt nach Beneh¬
men mit den beteiligten Landesregierungen . Ihm Werde»
drei bayrische Laienrichter und eine entsprechende Zahl bayri¬
scher Reichsgerichtsräte angehören . Als Laienrichter können
ausschlietzlich oder zum Teil Personen vorgeschlagen werden ,
die die Befäbignng zum Richternmt besitzen . Der Senat kan »
auf Grund eigener Beschlutzfassung nach Belieben auch an
einem süddeutschen Ort tagen .

2 . In den Fällen , in denen die Zuständigkeit des inddeut -
schen Senats gegeben ist, wird das Begnadigungsrecht vonx
Reichspräsidenten in, Benehmen mit der Landesregierung
oder ans deren Anregung ausgeübt .

3 . Nach Füblungnahnie mit der bayrischen Regierung wird
ein bayrischer Beamter der Reichöanwaltscliaft als Referent
des Oberreichsanwalts für bayrische Sacl «en bestellt .

4 . Es wurde neuerdings mit Nachdruck betont , datz die
Überweisung der Strafsachen an die ordentlichen Gerichte die
Regel bilden . Die bayrischen Staatsanwälte werden angewie¬
sen werden , bei Vorlage der Akten an den -Ol.ierretehsanwalt
sich darüber zu äutzern , ob sich eine Sache zur Behandlung
durch den Stantsgerichtshof oder durch die ordentlichen Ge¬
richte eigner . Diese Äntzeriingeii werden von der Oberreichs »
anwaltschast sachgemätz berücksichtigt werden .

5 . Weder die Reichsregierung noch die Landesregierung darf
mif Entscheidungen des Staaisgerichtshofs in Berwaltungs -
sacken irgendwetchen Einflntz nehmen .

ti. Der bundesstaatliche Charakter des Reichs , die Staats¬
persönlichkeit und die Hoheit der Länder wurden neuerdings
anerkannt . Es wurde wiederholt zugesagt , datz das Reich
die Haheitsrechte der Länder nicht unter Abänderung der ver -
fassungsniätzigen Zuständigkeiten des Reiches am sich ziehen
wollle . Darüber hinaus wurde zngesichert , datz die Reichsre¬
gierung von den noch nicht ausgeschöpften Zuständigkeiten
nickt ohne Not und nickt ohne Zustimmung des ReichsrateS
Gebrauch , machen werde und datz sie nicht willens sei, die bis¬
herigen Ausgaben der Länder in die Verwaltung des Reichs
durch neue Reichsmittel - oder Reichsiinterbehörden zn über¬
nehmen .

Äber die Ergebnisse gibt die amtliche Darstellung der bay¬
rischen Regierung folgendes Gesamturteil ab :

„ Wenn man den Gang der Verhandlungen und ihr schließ»
lickes Ergebnis zusammenfatzt , so läßt sich nicht leugnen » datz
nunmehr Bayern zum Schutze seiner Staatlichkeit und seiner
Haheitsrechte sehr wertvolle Sicherungen gegeben worden sind .
Die Sckntzgesebe sind selbstverständlich nach wie vor zu ver¬
werfen . Volle Befriedigung kann nur durch die Aufhebung
dieser Gesetze geschaffen werden .

Aus der andern Seite ist nicht zu verkennen , daß nunmehr
der Staatsgerichtshof in seiner ganzen Einrichtung sehr er¬
heblich verbessert wurde und datz infolgedessen die ursprüng¬
lichen Bedenken praktisch zu einem großen Teile beseitig ^ sind .
Auf dem Gebiete des Polizeiwesens sind die bayrischen Wünsch «
in, Rahmen der Gesetze restlos erfüllt . Eine Änderung der
(sscsetze ist auf dem Wege einer Vereinbarung naturgemätz
ausgeschlossen . Die grundsätzliche Erklärung über die födera¬
tive Gliederung des Reichs ist erheblich vertieft und erweitert
worden . Die zugesagte Einschränkung der Jnanspruckmahmy
verfassungsmäßiger Zuständigkeiten ist immerhin so weit¬
gehend , daß einer weiteren Unitarisierung und ZentralsiernNg
ein kräftiger Damm entgegengesetzt ist.

Unter diesen Umständen ist der Unterschied zwischen den»
Erreichbaren und dem Erreichten einerseits und dem Gewoll¬
ten andererseits so gering geworden , datz für Bayer » wohl kei»



ttottBk mehr ktfkW , »* sei»« efeflwrWittN S »»-
XrrrrstluBf » ftf »A« brtK «n. t£s ixitf daher tvohi mit der dem-
« öchstigen Aufheb» » , der Verordnung gerechnet werden . An-
»ödclativen Sinne nicht nur für Batiern , sondern für alle
Länder des Reiches erzielt Kot , darf wohl eine alsbaldig « Be»
'puhigung der weitesten VolLskreise wie mich ein neuer An¬
sporn zu freudigem Zusammenwirken mit dem Reich« erhofft
tzverden.

"

Line repualikaniscke Ikundgebung
in Lerlin.

Die „Liga junge Republik" und die „Liga für Menfchcn-
^echte" veranstalteten gestern eine Volksversammlung mit dem
Mema „Bayern «ad daS Reich". Hauptmann Schützinger, der
jche >: aus München gekommen war , führte u . a . aus : „Unsere
(Hauptgeguer in Bayern sind Glicht hie bayrischen Bauern , fon-
der» die Bayer » verseuchenden preußischen Junker . Rur daS
inoffizielle Bayern wird auf dem bayrischen Hochland immer
wieder eine Stimmung gegen das Reich entfachen. Jede Nacht
kann der Dolchstoß gegen die Republik von München aus kom¬
me » ! Die Gefahr wird hier unterschätzt. Eine verantwortungs -
bft Preffespinne träufelt täglich Gift gegen das Reich in die
bayrische Volksseele , „König Rupprecht " kann innerhalb 24
jStunden in München einziehen. Wir Republikaner find aber
rntfchlvssen , die LoSlSsun » Bayerns vom Reich nötigenfalls mit
Waffengewalt zu verhindern . Ein Münchener Rechtsputsch
würde am zweiten Abend erledigt sein, dafür ist gesorgt. Aber
dieser Zusammenstoß muß vermieden werden . „Bayern kann
und muß rcpublikanifiert werden, sonst gibt es kein Ende der
Konflikte. Das bayrische Volk ist es wert , daß wir es gewin¬
nen .

" — Ein weiterer Vortrag des Majors MÄIIer-Branden -
ftute forderte Reform der Rrichswehr im demokratischen Sinne .

Die « eükttion in Pommern.
In Pommern sind seit einiger Zeit Bestrebungen im Gange ,

allerlei Verbände und Vereine , selbst Vereine wirtschaftlicher
»der geselliger Natur , politisch zu einer sogenannten „Vater,
ländische « Front " zusammenzufafsen , die in deutschnationalem
Geleise Politik machen soll . Verschiedentlich , so im Kreise
Laucnburg , hat sich die so geschaffene vaterländische Einheits¬
front betätigt , selbstverständlich mit Sympathiekundgebungen
für die bayrische Reaktion und Protestdemonstrationen gegen
di« Gesetze zum Schutze der Republik. Da sich in einigen Fäl¬
len auch Organisationen der Deutschen Bolksportei an dem
unter nationaler Flagge eingeleiteten reaktionären Rummel
beteiligt haben, hat sich der geschäftsführende Ausschuß der
Deutschen Volkspartei Pommerns - sicherlich auf Weisung
der Parteizentrale hier — jetzt mit der Frage der Ein¬
heitsfront befaßt . In einer Tagung unter dem Vorsitz des
PeichstagSabgeordneten Mittelmann wurde folgende Entschlie¬
ßung gefaßt : „Eine Einheitsfront ist nur im Kampfe gegen
Gußere Feinde und gegen inneren Umsturz notwendig und
möglich , und die Deutsche Volkspartei wird im Ernstfälle
einem Rufe nach ihr , ihrer vaterländischen Auffassung und
Pflicht getreu , jederzeit Folge leisten. Eine Einheitsfront im
innerpolitischen Streit ist unmöglich, und der Versuch , sie zu
bilden , aussichtslos und schädlich, weil er nur zur Verschär¬
fung alter und Schaffung neuer Gegensätze führen würde .
Die Deutsche Volkspartei PomernS steht eine Möglichkeit zum
Wiederaufbau unseres Vaterlandes nur in einer Entschärfung
Her Gegensätze . Sie kann daher bei der Bildung einer soge¬
nannten vaterländischen Einheitsfront nach innen , wie sie in
Pommern versucht wird , nicht Mitwirken und fordert ihre Or¬
ganisationen im Lande auf , entsprechend zu handeln .

"

Geküngnisstraken kür MaSenbinter -
ziebung .

Vor Jahresfrist sind durch die Polizei im Wühler -Ghmna -
ßtuni in Frankfurt a . M . und hei dem Gasttvirt Bounie «ben-
fco versteckte Waffen gefunden worden . Das gegen verschie¬
dene Personen wegen Waffenhinterziehung eingeleitete Der -
fahren hat vor einiger Zeit durch rechtskräftiges Nrteil seinen
stkbschiutz gesunden. Danach sind die WngeKagten Renner ,
May und Jung eines gemeinschaftlichen Vergehens gegen
8 18 Ziffer 1 des Enftvaffnungsgesetzes , die Angeklagten
Hhenuer und Jung und die -Angeklagten Pape , Knapp , Diener
«nd Fischer ferner eines gemeinschaftlichen Bergeheris gegen
bi« Verordnung über 'Waffenbesitz, . die Angeklagten Renner
lilnd Pape in je einem weiteren Falle desselben Vergehens ,
«ndlich der Angeklagte Schneider eines Vergehens gegen 8 18
Mffer 8 des Entwaffnungsgesetzes für schuldig befunden wor-
Aon. Es sind verurteilt «oorden : Renner zu einer Gesamtge-
fängnisstrafe von sechs Monaten und einer Geldstrafe von
GO 050 SK., Ma « zu einer Gefängnisstrafe von vier Monate »
wnd einer Geldstrafe von 40000 M ., Jung zu einer Gesaurt -
gosiiilgniiSstrafe von 8 Monate « und zu einer Geldstrafe von
80000 M., Pape zu einer Gefängnisstrafe von 2 Monate »
« nd zu einer Geldstrafe von 3100 M . , Knapp zu einer Ge-
Hämgnisstrafe von 3 Monaten und zu einer Geldstvafe oo-ri
8000 M„ Diener zu einer GesängniSstvafe von 2 Monate «
« nd zu einer Geldstrafe von 10000 M ., Fischer zu einer Ge -
Dängmsstrvfe von 3 Monaten und einer Geldstrafe vor«
8000 Schneider zu einer Geldstrafe von 5000 M

In dem Urteil ist ausdrücklich festgeftellt, daß die Haupt -
verftaitdlung nichts dafür ergeben hat , daß die Airgetklaqirn
einen Verein oder ein« Organisation gegründet hatten und
daß irgend eine andere Organisation , der die Waffen gebor¬
sten, Himer ihnen gestanden hat . Das Gericht hat im Gegen-
steil nach dem Ergebnis der Beiveisanftrohme angrnominell ,
baß eine solche Organisation nicht bestanden hat .

Die Ikoblenlage der Ikeicdsbadn .
In der letzten Sitzung des Reichstohlenrats von, 29. Juki

Ial als Vertreter des Reichsverkehrs-Ministeriums Ministerial¬
rat PrinS nachstehende Darstellung über die Dienstkohlennot
der Reichsbahn:

„Die Kohlenförderung des Rnhrbezirks ist für die Versor -
nüng der Reichsbahn voll überragender Bedeutung . Die För¬
derung der übrigen Steinkohlenbezirke tritt gegen das Ruhr¬
gebiet an Bedeutung wesentlich zurück.

An der Ruhr wurden im Monatsdurchschnitt und avbeits-
säglich gefördert im Jahre 1020 280 000 Tonnen , i,n Jahr «
-1821 310 000 Tonnen . Im Beginn diese» Jahres wurde die
Förderung weiter gesteigerr und zwar im Januar auf 319 000
Tonnen , im Februar auf 320 000 Tonnen , im März aus
Ml 000 Tonnen . Von da ab beginnt sie leider zurückzugehen.
jsSie betrug im April 324 000 Tonnen , im Mai 308 000 Ton¬
nen , im Juni 290 000 Tonnen , ist also auf die Leistung von
1920 zurückgegangen und bewegt sich zurzeit noch weiter auf
«bsteigender Linie.

Di« Dirnstkohlenversorgung der Reichsbahn war im vergan -
«enen Jahr ständig unzureichend. Zllr ordnungsmäßigen Be¬
iltriebsführung der Eisenbahneil muß ein bestimlnter Mindest-
tzorrat an Dienstlohlen in den Magazinen vorhanden sein, der

f für das gesamte Eisenbahnnetz wenigstens für 21 Tag «, in den
fcrngelegenen Bezirken wie Süddeütschlanlz Ostpreußen , aber
mindesten- für 36 Tage reichen muß . In dem Herbstverkehr,
wo die Wagen für ander « dringende Transporte in, Anspruch
genommen werden, müßte die Verwaltung mindestens mit
einem Vorrat für 38 Tage und in den entfernter gelegenen
Bezirken für 45 Tage eintreten . Der Reichs»«rkehrSminister
hat unablässig und mit allem Nachdruck die Fordern «, erhoben,
«S möchten unverzüglich alle Maßnahmen ergriffen werden,
um dieses Jahr durch Rehrfördrrun , den Schwierigkeiten ener -
gisch abzuhelfen . Leider fand«» diese Anregungen in den be¬
teiligten Kreisen kein Verständnis , man konnte sich nicht ent¬
schließen , an diese für Deutschland lebenswichtige Frage bei
Zeiten heranzugehen und wies dabei immer wieder auf die
großen Haldenbestände hin , di« dir Eisenbahn erst einmal ab-
fahrrn sollte . Alle verfichrr «n,rn der Reichsbahn, daß dies«
Haldenbestände zu der Zeit des Inkrafttretens etwaiger üder -
fchichten wie in allen früheren Jahren schon längst zusammen-
geschmolzcn sein würden , fruchtete» nichts. Tatsächlich find
die Halden, aus denen z. B . an der Ruhr im Frühjahr unge¬
fähr 1.5 Millionen Tonnen Kohlen und Koks vorübergehen»
abgeladen waren sgegen 1,7 Millionen im Jahre 1914 und 3,2
Millionen im Jahre 1918) , zurzeit auf eine selbst für die Ze¬
chenbesitzer beängstigende Menge, nämlich 200 000 Tonnen ,
hoben nur 190 000 Tonne « Kohlen , abtransportiert worden.

Die Kohlenmenge, allein betrachtet, bedeutet nur ein Drit¬
tel Tagesförderung . Seit dem 10. April d . Js . hat die Reichs¬
bahn die zur Kohlenabfuhr einschließlich des Abtransportes der
Haldenbestände angeforderten Wagen restlos gestellt und sie
wäre mühelos in der Lage gewesen , nach Bedarf noch erheblich
größere Kohlenmcngen abzufahren . Leider find die erhoftten
« berschichten durch die politischen Ereignisse der letzten Wochen
vereitelt worden und statt der erstrebten Steigerung der Koh¬
lengewinnung ist gegen das Frühjahr an der Ruhr allein ar -
beitstciglich rin Rückgang der Förderung von 50 900 Tonnen ,
mehr als der Tagesbedarf der Eisenbahnen , eingetrete »

Die Reichsbahn hat sich aber im Frühjahr außerdem ent¬
schlossen. ohne Rücksicht auf die erhebliche Belastung ihrer Aus¬
gaben in großen Mengen englische und holländische Kohlen so¬
wie Saarkohlen anzukaufen . Und als vom Mai ab die Förde¬
rung an der Ruhr immer weiter zurückging , die Belieferung
der Eisenbahn mit Dienstkohlen immer schlechter wurde (zur¬
zeit des arbeitstäglichen Ruhr -Solls von 40 000 Tonnen nur
ungefähr 25 000 Tonnen ) , hat sie ihre Ankäufe in Auslands¬
kohlen iveiterhin verstärkt und will sie weiter sortsetzen . Diese
Bemühungen stoße» auf erhebliche Schwierigkeiten, die. einmal
in der begrenzten Aufnahmefähigkeit der deutschen Häfen lie¬
gen und zum anderen besonders verschärft wurden durch den
unglückseligen Maschintstensireik auf den Schiften , der die Sec -
zufuhr für längere Zeit fast lahmgelegi hat.

Der Bestand der Reichsbahnen an Dicnstkohlen betrug am
15. Juli d . Js . ungefähr 750 000 Tonnen , ausreichend für etwa
16 Tage , während zur selben Zeit im Jahre 1913 3,5 Millio¬
nen Tonnen und im Jahre 1914 annähernd 4 Millionen Ton¬
nen in den Lagern vorhanden waren . Bis zum 15. Juli waren
ungefähr 500 000 Tonnen ausländischer Kohlen den Ver¬
brauchsstellen der Eisenbahn zugeführt worden. Wtte die
Reichsbahn also nicht mit Flachdruck deit 'Ankauf und die An¬
lieferung dieser Auslandskohlen betrieben und sich lediglich auf
die JnlandSbeiieserung verlassen, so hätte sie zu diesem Zeit¬
punkt nur einen Bestand von 2b0 000 Tonnen , d . h. für unge¬
fähr 5Mf Tage im ganzen Bereich gehabt und damit wäre hie
Einstellung des Betriebes und der Zusammenbruch des Ver¬
kehrs besiegelt gewesen ! "

Auk dem Mege zur sozialistischen
Linigung.

Für die bevorstehenden Gemeinde- und Kretswahlen in
Thüringen , haben in zahlreichen Bezirken MehrheitSsozialdemo-
kraten und Unabhängige die Anfttelluug einer gemeinsamen
Liste beschlossen.

Für den 1 . Oktober hatte die Zweite Internationale eine
Konferenz nach Hamburg einbernsen, deren Beratung der in¬
ternationalen Zusammenfassung aller sozialistischen Richtun¬
gen gelten sollte . Diese Konferenz ist jetzt durch die Prager
Beschlüße des Elekutivkomitees der Zweiten Internationale
vertagt worden ; sie soll erst stattfinden, wenn dir Wiederver -
einignng der Melrrheitssozialdcmokratcn und Nnabbängigen
in Deutschland vollzogen ist . Wie die P . P . N . hören , erwartet
man , daß diese Entwicklung sich im unmittelbaren Anschluß̂
an die September -Parteitage der Sozialdemokraten und Unab¬
hängigen vollziehen wird. Man hält an der Absicht iest , die
internationale Einigungskonferenz in Deutschland, wenn ir¬
gend möglich , in Hamburg itatisinden zu lassen , und erwartet ,
baß spätestens bis zum Ende des Jahre » alle Hindernisse einer
erfolgreichen Z» sam >nenk»nft aus dem Wege geräumt fein
werden.

Kurze polit . Nachrichten.
* Konferenz der deutschen Ernähr » »gsministrr . Für den

4 . und 5 . September ist eine Konferenz der deutschen Ernäh -
rungsntinister in Hamburg in Aussicht genommen . Die Kon¬
ferenz , an der auch Bayern teilnimtnt , wird sich mit der ge¬
genwärtigen Eruährungslage befassen .

Weitere Erhöhung des Brotprrises . Für Dienstag nächster
Woche ist der »olkSwirtschaftlichc Ausschuß des Reicktsrates zu
einer Sitzung einbernsen worden , um zur Frage der Getreide -
«mlagr Stellung zu nehmen. Wie verlautet , wird angesichts
der in vielen Teilen des Reiches zu ernurrtende» schlechten
Ernte und der Schwierigkeiten, die sich daraus für die Land¬
wirte ergeben binsichttich der t'lblieieruiig de» Umlagesolls , im
Reichs- Ernährungsministerium der Gedanke erwogen , de«
Preis für das Markrnbrot zn erhöben .

* Gegen den Wucher . Angesichts der täglich wachsenden
Teuerung hat der Parteiausschuß der Deutschen Demokrati¬
schen Partei Hamburgs beschlossen, de » Senat aufzusordern ,
bei der Reichsregirrnng erneut und unablässig dahin vorstel¬
lig z« werden, sofort und energisch alle möglichen Maßregeln ,
gegen den schamlosen Wucher weiter Kreise zu ergreifen , der
in seinen Folgen die schwersten Geiahren für die Entwicklung
des Vaterlandes mit sich bringe.

* Ermord « ,»«, des südirischr « Ministerpräsidenten . Wie Reu¬
ter erfährt » ist Eolin« in der Nähe von Banton in der Graf¬
schaft kork in einem Hinterhalt erschossen worden.

* Mastenverdaftungen in Rußland . Die „Times " meldet
aus Riga , daß in Moskau, Petersburg und dem übrigen Ruß -
laird die Verhaftung zahlreicher Führer der russischen Intelli¬
genz im Gange sei . In Moskau seien unter vielen anderen
verkästet worden : Professor Kiesewetter von der Moskauer
Universität und der bekannte Historiker und gemäßigt « Sozia¬
list Liakotin.

Badische Webersicht .
Mobmmgsabgabe u . Vaukostenznschnsse

PA . Uber die Höhe der Wohnnngsabgabe sind in den Ta¬
geszeitungen vielfach unrichtige' Angaben enthalten ; eine Klar¬
stellung ist deshalb erforderlich. Tic Wohnungsabgabe besteh»
auS der Landesabgabe »nd de » Gemeindezuschlägen. Di« Lau »
deSabgabe und die Gemeindepslichtznschlägrznsammen betra¬
gen auf 100 M . Gebäudestcuerwcrt :

1 . für das Halbjahr vom 1 . Oktober 1921 bis 31 . März 1922 :
25 Pf . -ft 25 Pf . — 50 Pf .

2 . für das Halbjahr vom l . April 1922 bis 30 . September
1922 : 1,25 M . -ft 1,26 M. — 2,50 M.

3 . vom 1 . Oktober 1922 ab für das Jahr 7,50 M , + 7„50 M.
— 16 M.

Dazu können noch Sondrrznschläge kommen , deren Erhe¬
bung dre Städte über 10 000 Einwohner und die Wohiiungs»
vcrbände besonders beschlossen habe» .

Die Wohnungsabgabe ist für die Zeit vom 1 . Oktober 1921
bis 31 . März 1922 vom Hauseigentümer zu entrichten. Der
Hauseigentümer kann aber vo» den Nutzungsberechtigte» (Mie¬
ter oder Pächter ) der Gebäude oder Gebäudeteile des abgabe¬
pflichtigen Grundstücks die Erstattung der Abgabe nach dem
Verhältnis verlangen , indein der Nutzungswert der von̂ .ihnen
benutzten Räume zu dem Rutzungswert des gesamten abgabe¬
pflichtigen Grundstücks steht . Vom 1 . April 1922 ab tann auf
Grund eines Gemeindebeschlusses die Abgabe statt von , Eigen¬
tümer unmittelbar vom Nutzungsberechtigten erhoben werden,
und vom 1 . April 1923 ab müsse » die Gemeintzen mit mehr
als 4000 Einwohnern die Abgabe in dieser Weise erheben. In
diesen Fällen wird die Abgabe ebenfalls nach dem Gebäude-
stcuerwert berechnet; der errechnete Betrag wird von der Ge¬
meindebehörde auf die einzelne» Nutzungsberechtigten nach
dem Verhältnis der Nutznugswerte der einzelnen Wohnungen,
gewerblichen und landwirtschaftlichen. Räume » usw . verteilt
und von diesen unmittelbar crboben.

Die durch Erhebung der Wohnnngsabgabe vom 1 . Oktober
1922 erwachsenen höheren Einkünfte sollen in erster Reihe zur
Fertigstellung der in Angriff genommenen Bauten verwendet
werden . Das ArbeitSministcrium hat die voraussichtlichen Ein¬
künfte aus der erhöhten Landesabgabe auf die Städte über
10 000 Einwohner nnd Wohnungsverbände verteilt und diese
zur Einreichung von Vorschläge » über die Unterverteilnng auf
die einzelnen Bauherren ausgcfordert . Die Ba »Herren , die be¬
reits Beihilfebescheide erhalten und mit ihren Baiiten bereits
begonnen haben , haben ihre Gesuche mit Begründurrg an die
Bürgermeisterämter ihrer Gemeinden einzureichen . Es ist
zwecklos, Gesuche unmittelbar dem Arbeitsministerium vorzu-
lcgen, da sie doch an die örtlichen Stellen zurückgegeben wer¬
den müssen nnd die Gesuche infolge der dadurch eintretcnden
Verzögerung unter Umständen unberücksichtigt bleiben . M,t
Rücksicht auf die geringen zur Verfügung siebende» Mittel ,
werden die Nachschüsse nur in sehr beschränktem Umfange ge¬
geben werden können .

Die Eihheitsssäyr der Baudarlehen für Bauvorhaben , bei
denen mit den Maurerarbeilei ^ nach dem 31 . Juli 1922 be¬
gonnen ist , wurden vom Arbeitsministerium aus das Doppelte
erhöht . Die Einheitssätze betragen hiernach z . B . ftir das
Quadratmeter Wohnfläche für Flachbauten in der Stadt >800
Mark und auf dem Land 1720 M . Neue Beihitfebescheide
können aber nur »och insoweit erlaßen werden , als für die ein¬
zelnen Städte über 10000 Einwohner und Wohnungsverbände
aus den früheren allgemeinen Zuweisungen »och Wittel zur
Verfügung stehen . I » den meisten Städten und Wohrunigs-
verbänden sind die Mittel jedoch verbraucht.

Die Mklnnbeinier „Mrbeiterzeituns"
brachte in ihrer Nr . 170 vom 1 . August unter der Überschrift

„Der Feind steht links" einen Artikel, dessen Inhalt tatsächliche
Unrichtigkeiten aufwcist. Es wird u . a . behauptet, es seien
wegen der Ausschreitungen , die bei dcu Demonstrationen aus
Anlaß der Ermordung des Reichsministers Dr . Ratbeuau in
Durlach verübt worden sind , gegen 20 Personen , meistvns
Kommunisten , verhaftet worden. Demgegenüber wird, wie
man uns von zuständiger Stelle schreDl , sestgcstellt , daß wegen
der Ausschreitungen in Turlacb Perhaftunsten nicht vorgenom¬
men worden sind .

Wegen der in dem Ariikel weiter enUwllenen, beleidigenden
Angriffe gegen die Slrasversolgungsbehörde bleibt die Einlei¬
tung eines Strafverfahrens gegen die für den Artikel verant¬
wortlichen Personen Vorbehalten .

Das Veobacbtungskrsnkenbaus
Deidelberg .

Das Hanptversorgungsaim teilt mit :
Der Kampf der Gauleimng Baden des Reichsbundes der

Kriegsbesckmdigten, KriegSlcilnchmer » nd Kriegshinterbliebe¬
ne» gegen das Beobachtungskrankenhaus Heidelberg hat auf
Grund von Berhand !ungen, die das Reichsarbeitsministervum
mit dem Reichsbund führen ließ, seine Beendigung gefunden.
Der Reichsbund bar sein Warnungen vor dem Bevbachtungs»
krankenhaus jetzt znrückgenvmnwn. Kriegsbeschädigte und
Kriegshinterbliebene leisten Einbeitellungc» in das Beobach
tungskrankenhaus jetzt wieder Folge, ohne dadurch als Orga »
nisationsangehörige gegen Weisungen ihrer Organisation zu
verstoße.» . Im Interesse der Kriegsopfer darf die Einstellung
des Kampfes begrüßt werden.

Lrnrjttlung von Lsbrrnddieben.
P . A. In letzter Zeit mehre» sich die Fahrraddiebsiäble in

außergewöhnlich starkem Maße . Um der Täter und der gestoh¬
lenen Fahrräder habhafl zu werden, ist es für die Staatsan¬
waltschaft von großem Wert , die Fabriknummern der entwen¬
deten Fabrräder zu wisse» . Der größte Teil der Anzeiger jjt
zu dieser Angabe nicht imstande. Der Eigcnschntz gebietet
jedem Fahrradbesitzer sich die Fabriknummer seines Rades zu
« erkr» .

Irnrze aus Laden .
Berkebrssperren.

Gesperrt ist Annahnw von Frachtitückgnt , Eil- und Fracht¬
gutwagenladungen nach sämtlichen Nürnberger Bahnhöfen .
Ausgenommen Lebens-, Futter - und Arzneimittel , leb. Tiere ,
Brennstoffe , Motorenbetriebsstoffe und Sendungen für da»
Nürnberger Vc-lksfest, die bis 28 . August aufgegeben werden.
Aufgehoben ist Annahmesperre nach Salzburg Ort und Über¬
gang .

iDZ . Mannheffp , 23 . Aug. Die erneute Erhöhung des Strn »
ßenbahntarifrS hat «ine Obniännerversammtuug der Betrieb »«
röte ans den Plan gerufen . In einer Entschließung wird ge¬
sagt, daß die Grenze der Leiftniigssähigkeit der Mannheime »
Arbeiter - nnd Beamtenschaft weit überschritten sei , und ma»



bofmet , daß zur AwfrechteVhaltungde» Betriet « auch die am >
Platze ansässige Industrie angemessen herangezogen werde.

DZ . Bauerbach (Amt Brette «) , 23. Aug. Am Sonntag ist
hier eine althergebrachte Sitte wieder zu Ohren gekommen, der
« auerbacher Erntetag . Der Festzug zeigte 19 Gruppen aus
dem Ernteleben und der Erntezeit mit wundervollen Trachten.
Unser Ort vermochte die Fremden — etwa 10000 an der Zahl
— die aus Mannheim , Heidelberg, Karlsruhe und selbst aus
Frankfurt a . M . gekommen waren , kaum unterzubringen . Den
Wirten war das Geschäft wohl zu gönnen.

Konstanz, 22. Aug. Berkauf des HußhauseS am Schnetztor.
Um das Haus ihres Nationalhelöen Johannes Huß vor dem
Abbruch zu retten , hat das Tschechoslowakische Äomitee in
Genf dieses von seinem bisherigen Eigentümer Bäckermeister
Maier um den Preis von 2 Millionen Mark erstanden- Dazu
trägt der Käufer sämtliche aus dem Kauf resultierenden
Achten und Steuern , einschließlich Wertzuwachssteuer . Der
Anschlag war ursprünglich höher, wurde aber in Anbetracht
Hessen , daß der seitherige Eigentümer das unentgeltliche Woh-
rrunpßrecht ach Lebensdauer im Vertrag zugestanden erhielt ,
auf die genannte Sumwe festgelegt. Durch den Berkauf ist
die Gewähr gegeben, daß das historische HauS der Stadt in
seinem jetzigen Zustand erhalten bleibt.

Wadiscke GemeLndesckau .
Das Heidelberger Badehaus -Projekt .

Das Badehausprojekt der »Bad Heidelberg A .-G .
" nimmt

jetzt greifbare Formen an . Stadtbaurat Haller hat einen
großzügige» Plan entworfen , über den das »iHeidelb . Tage-
blatt " auf Grund einer dieser Tage erfolgten Pressebesichti¬
gung folgende Einzelheiten nritteilt :

Das Badehaus soll östlich der Stadthallr erstellt wer¬
den . Die gesamte Ansage wird ja in absehbarer Zeit
nicht ausführbar sein, wohl aber soll demnächst mit dem Bau
des einen (West -) Flügels begonnen werden. Die Pläne sind
sowohl vom Stadtrat , wie vom Aufsichtsrat der Gesellschaft
genehmigt . Der Bürgerausschuß wird nur insofern seine Zu¬
stimmung zu erteilen haben, als das Gelände der A .- G., auf
deren Kosten die Er - und Einrichmng des Badohauses ge¬
schieht, in Erbpacht gegeben werden soll. Wie wir dazu erfah¬
ren , wird dem Stadtparlament eine Vorlage darüber in Bälde
zcrgehen . In diesem Zusamnienhang darf erwähnt werden,
daß auch die Stadt die Zusage eines Volksthermalbades in
nächster Zeit einzulöscn beabsichtigt . E wird zu diesem Zweck
das Erdgeschoß der Bangerowschule eingerichtet und für die
dort jetzt befindlichen Zeichen - und Handfertigkeitsunterrichts¬
säle durch Ausbau des Dachstockes Ersatz geschaffen werden.
Dieses Vorhaben erfordert einen Aufwand von rund VA
Millionen Mark , wobei günstig ins Gewicht fällt , daß eine
Leitung zur Solquelle schon jetzt besteht .

Was nun das Haupt - und Kurbav am Neckar angeht , so ist
es nur selbstverständlich , daß von vornherein mit einer größe¬
ren städtebaulichen Änderung gerechnet wird . Es darf , will
man die einzig schöne Lage richtig auswerten , hier natürlich
kein Pfuschwerk entstehen. Geplant ist deshalb eine Anlage,
die im wesentlichen einen Bierflügelbau mit Hof vorsteht und
den ganzen Platz zwischen der Unteren Neckarsttzaßc st , süd - ^nördlicher Richtung einnimmt , während in westöstlicher Ach¬
tung unmittelbar hinter der kleinen gärtnerischen Anlage der
Stadthalle begonnen und begangen werden soll bis zur ver¬
längerten Tauamtsgaste . In diesem ganzen Umfang jedoch
ist, wie schon oben angedeutet , das Projekt noch Zukunfts¬
musik . Vorerst wird man sich damit begnügen, nur den West -
flügel zu erstellen. Die Beseitigung der kleinen Häuser ist
der Wohnungsnot wegen nicht möglich , aber auch der Kosten
wegen. Schon in der Teilausführung würde das Projekt rund
12 Millionen Mark kosten, wozu weitere 18 Millionen nach
heutigen Preisen für die Erweiterungsbauten kämen. Versucht
man das Wesentliche der Pläne herauszuschälen , so ist etwa zu
sagen : Dadurch, daß der Bau bis unmittelbar über die obere
Böschurig des Neckarstadens hinausreichen und auf dem Neckar-
- jer sein tiefstes Fundament erhalten soll, würde der Neckar-
■•' aben , Fahrstraße und Promenadenweg , unterbrochen werden.
Ls ist deshalb vorgesehen, dem leichten Fuhrwerks - und Fuß¬
gängerverkehr einen Durchxnng mittels zweier bzw . jetzt also
erst einmal eines neun Meter breiten Torbogens zu erhalten .

! A« dem Modell gesehen , scheint diese Lösung eine recht gün-
stige zu sein , nicht zuletzt eben deShaöd, weil ha» Badehau »
durch die Barsch iebung bis zum Neckar die beste Aussicht»- und
Ansichtslage erhält . Recht glücklich scheint weiter gelöst die
Aufgabe , eine Verbindung mit der Stadthake herzustellen.
Zweierlei ist hierzu geplant , einmal zwei Säulenreihengänge
zwischen beiden Gebäuden und ein Ausbau der sowieso unge¬
nügenden Terrasse der Stadthallenwirtschaft . Die dazwischen
liegende kleine gärtnerische Anlage würde im wesentlichen
unberührt bleiben . Die Aussicht von der besagten Terrasse
auf das jenseittge Neckarufer allerdings würde durch den nörd-
lichen Säulengang stark beeinträchtigt werden . Das Bade-
hauS selbst soll durchweg zweistöckig werden mit Ausnahme
der Neckarfront, wo auf hohem Sockel nur ein Stockwerk er¬
richtet werden soll .

Zunächst glaubt man also mit der Erstellung des einen
Flügels auskommen zu können. Darin sind 50 Badezelle«
außer dem UntersuchungS- und Warte - und Grholungsräumen
geplant . Bei dopeplter ArüeitSschicht würden etwa 1000 Bä¬
der im Ta » abgegeben werden können. . Diese Ziffer mag
demjenigen sehr hoch erscheinen, der nicht weiß, daß die Poli¬
klinik an der Grenze ihrer Leistungsfähigkeit in der Bäder -'
abgabe angelangt ist und daß der Andrang zu den Thermal -
bädern außerordentlich steigt.

Was die Zuleitung deS Heilwaffers betrifft , so wird , eben¬
falls auf Kosten der A .-G ., von der Oueell aus eine Halsröhren »
leitung von etwa 10 Zentim . lichter Weite gelegt werden.
Eisen- oder Tonröhren kommen aus technischen Gründen nicht
in Betracht und Kupferröhren sind unerschwinglich lim Preise .
So wird denn das alte System der Holzleitung angewendet
werden, freilich in moderner Form insofern, als die Röhren
mit Asphalt und Drähten gesichert und isoliert werden . Mit
der Verlegung der Leitung , die fest bestellt ist und alles in
allem etwa 1H Millionen Mark Aufwand erfordert , wird dem¬
nächst begonnen werden. Bis zum nächsten Frühjahr oder
späteistens Sommer glaubt die Bad -A .-G . die gesamte Anlage
so weit gefördert zu haben , daß der Badebetrieh in größerem
Umfange beginnen kann.

Die städtische Gewerbeschule in Freiburg .
KK . Die Anstalt weist eineaußerordentlich erfreuliche Entwick¬

lung auf , wie dem Jahresbericht über das abgelaufene Schul¬
jahr 1921/28 zu entnehmen ist . Die Schule wurde insgesamt
von 3455 Personen ( darunter 495 Frauen ) besucht . Diese
Zahl setzt sich zusammen aus 2635 Pflichtgewerbeschülern
(darunter 433 Schülerinnen ) , 570 freiwilligen Besuchern der
Abendgästekurse (darunter 62 Frauen ) und 250 Teilnehmern

- ait den Meisterprüfungsvorbereitungskursen . , Die Pflicht¬
schülerzahl hat sich gegenüber dem Vorjahr um 166 = s 6,7 Pro¬
zent und gegenüber dem letzten Vorkriegsjahr (1913/14) um
1052 — 66,5 Prozent vermehrt . Die Vermehrung der Pflicht¬
schülerzahl hält sich mit 166 Personen gegenüber der ganz
außergewöhnlich starken Vermehrung in den beiden vorherge¬
gangenen Schuljahren (1919/20: 476 ; 1920/21 : 300 ) wieder
.auf der Höhe der Vorkriegszeit. _

Die Zahl der freiwilligen
Besucher der Gästekurse hat gegenüber dem Vorjahr eine Stei¬
gerung um 160 — 39 Prozent erfahren . Gegenüber dem letz¬
ten Vorkriegsjahr ist jedoch eine Verminderung von 149 —
20,7 Prozent festzustellen , die aber ihren Grund nur darin
hat , daß der früher meist freiwillig« Besuch der praktischen
Kurse nunmehr für de» in Betracht kommende« Kreis von
Pflichtschülern in einen pflichtmäßigen umgewandelt wurde,
wodurch diese Personen zahlenmäßig nicht mehr unter den
Besuchern der Gästekurse erscheinen .

Die Zahl der Teilnehmer an den Meisterprüfungsvorberei¬
tungskursen ist gegenüber dem Vorjahr um 131 = 110,1 Pro¬
zent und gegenüber 1913/14 um 29 = 13,1 Prrgent gestiegen.
Die Gesamtzahl der Besucher (3455) hat sich gegenüber dem
Vorjahr um 410 — 13,5 Prozent und? gegenüber 1913/14 um
889 — 34,2 gehoben . Sie steht auf einer bisher nie erreichten
Höhe .

In der Entwicklungsgeschichte der Freiburger Gewerbeschule
kann man drei Hauptperioden unterscheiden: Die erste reicht
von der Errichtung der Schule im Jahre 1837 bis zum Ein¬
zug in das jetzige Gebäude im Laufe des Schuljahres 1906/06
und umfaßt einschließlich des letzteren 69 Jahre . Die anschlie¬
ßende zweite Periode von 1906/07 bis einschließlich 1918/19
(Kriegsende ) umfaßt 13 Fahre ; die dritte Periode erstreckt sich
auf die letzten drei Schuljahre (1919/20 bis einschließlich

i 1921/22,. Die Pflichtschülerzahl erreichte am Ende der 09.' jährigen ersten Periode ( 1905/06) die GesamtjahreSzahl von
820, die sich auf das Ende der nächsten ( 13jähängen) Periode
( 1918/19) um 873 oder 106 Prozent (von 820 auf 1693 ) stei-
gerte, sich also etwas mehr als verdoppelte; am Ende der
letzten , nur dreijährigen Periode stieg sie um weitere 048
(auf 2635 ), was einer sehr starken Verdreifachung gegenül' er
der Pflichtschülerzahl an, Ende der ersten Periode gleichkommt .

Die Gesamibesucherzahl (also einschließlich der Besucher oer
freiwilligen Unterrichtsveranstal taugen ) wuchs am Ende einer
jeden der drei Perioden von 1387 auf 2137 und weiter zuletzt
auf 3455 . Die Steigerung beträgt am Ende der zweiten Pe¬
riode 750 Personen , am Ende der dritten weitere 1318 Per¬
sonen, vom Ende der ersten zur dritten Periode also 2069
Personen ; es ist dies eine Gesamtsteigerung um fast das 2A ‘
fache der Zahl von 1905/06. — Die Schule wurde seit ihrem
Bestehen von insgesamt 63 109 Personen , nämlich von 46 517
Pslichtschüleru und 16 592 freiwilligen Teilnehmern an den
über den Rahmen der Pflichtgewerbeschule hinausgehei '.den
Unterrichtsveranstaltungen besucht . — Die Pflichtschüle, wur -
den im letzten Jahr (1921/22) in 77 Klassen unterrichtet . Die
Zahl der Gästekurse für freiwillige Besucher hielt sich im
Sommer 1921 auf 12, im Winter 1921/22 auf 15 ; insgesamt
wurden also 27 Gästekurse abgehalten . Dazu kamen im Win¬
ter 1921/22 noch 10 Vorbereitungskurse für die Meisterprü -
fung und 1 Vorbereitungskursus für die Gesellenprüfung . An
der Schule wirken einschließlich des Direktors 30 hauptamt¬
liche und 10 nebenamtliche, insgesamt also 40 Lehrkräfte .

Strom -, Wasser- und Gaspreise in Pforzheim ,
Der gemischte beschließende Ausschuß in Pforzheim hat cmr

15. August 1922 mit Wirkung vom 1 . August 1923 ab erhöht :
8en Gasprris : a) bei einem Jahresverbrauch bis zu 2000
Kubikmeter von 7,40 M . auf 10,30 M . für das Kubikmeter ;
b) für den 2000 Kubikmeter übersteigenden Jahresverbrauch
von 8,90 M . auf 11,80 M. für das Kubikmeter, «den Wasser¬
preis : von 1800 v . H . aus 2400 v . H . zum Friedenswasser -
pveis — 5 M . für das Kubikmeter . Die Strompreise für
Wicht von 12 M . auf 16 M . für 1 kwh für Kraft von 9 M.
auf 12 M . für 1 kwh, für die Straßenbahn von 4,79 M . auf
6 M . für 1 kwh.

Ltaatsanzeiger .
Die Apotheke in Oberrotweil .

Die persönliche Berechtigung zum Betriebe der Apotheke in
Oberrotweil , Amt Breisach wird zur Bewerbung ausgeschrie¬
ben.

Bewerbungen sind unter Anschluß der erforderlichen Zeug¬
nisse binnen vier Wochen hierher einzureichen.

Karlsruhe , den 21 . August 1922.
Badisches Ministerium deS Inner ».

Der Ministerialdirektor :
I . A- : Arnsperger . Zeller.

Errichtung einer Apotheke in Karlsruhe -Ritppurr .
Die persönliche Berechtigung zum Betriebe einer neuzuer¬

richtenden Apotheke in Karlsruhe , Stadtteil Rüppurr (Garten¬
stadt), wird zur Bewerbung ausgeschrieben.

Bewerbungen sind unter Anschluß der erforderlichen Zeug¬
nisse binnen vier Wochen hierher einzureichen.

K a r l s r u h e, den 21 . August 1922.
Badisches Ministerium deS Inner «.

Der Ministerialdirektor :
I . A . : Arnsperger . Zeller.

Bekanntmachung.Die Verleihung der Körperschaftsrechte an die Zmhtgenoffen-
schaft Stockach betr.

Das Staatsministerium hat mit Entschließung vom 14. Au¬
gust 1922 der Zuchtgenoffenschaft Stockach des Verbands der
ckberbadischen Zuchtgenossenschaften , die Körperschaftsrechte ver-
liehen.

Karlsruhe , den 22 . August 1922.
Ministerium des Innern .

Der Ministerialdirektor :
I . A . : Rein . Müller .

Sofort zu kaufe « gesucht

Alt -Kupfer u.Alt -Zinn
zum Zwecke der Beschaffuug neuer Glocken.

Angebote umgehend erbeten an
Pfarramt St . Peter und Paul . K. -Mühlburg ,

Peter - und Paulplatz 2 . 8 -512

Bekanntmachung.
I . Hiermit verweisen wir nochmvls auf unsere Be¬

kanntmachung vom 15. Juli " d . I . sowie auf die in¬
zwischen veröffentlichte städtische AussiHrungsvor -
schrifr vom 14. August d. I . zum - Reichsimietengesetz .
Ferner 'bringen wir die von uns an . der Hand dieses
Gesetzes und seiner Ausführungsbesttmmungen zu»
sammengcstellten .Grundsätze für Wetzmtzbildung "
auszugsweise zur Kenntnis - soweit solche zur Rege¬
lung der Überleitung der in hiesiger Stadt bestehen¬
den Mietzinsvereinbarungen in gesetzliche Mietver -
hältncsse erforderlich ist . Auszug : 7 . Betriebs¬
kosten . Als allgemein in der Stadt er¬
satzpflichtige ähnliche Unkosten sind ferner folgende
Aufwendungen des Vermieters anzusehen :

a ) für Treppenhausbeleuchtung jeglicher Art vor
der Wohnung des Meters , für ander « als elektrisch«
Beleuchtung jedoch nur , sofern sie der Mieter nicht
selbst besorgt,

b) für folgende Verrichtungen - falls sie der Mieter
nicht nach Maßgabe einer Hausordnung selbst vor¬
nehmen läßt , welche gerechte Verteilung anordnet :

Reinhaltung der Hausgänge und Treppen , soweit
sie als Zugänge zu den Wohnungen benutzt werden-

Reinhaltung der Treppen des Kellers und Spei¬
chers, soweit die !Mieter Zutritt zu diesen Räumen
holden . « .518

Reinhaltung des Hofes , soweit dem Mieter Mit¬
benutzungsrecht an demselben züsteht,

Reinhaltung der Gehwege und Säuberung der¬
selben von Eis und Schnee ( 8$ 3, 4, 20 R .M .G .,16 Abs. 1 A.B .) .

Alle Betriebskosten dürfen im nachgeiwiesenen tat¬
sächlichen Betrag ans die einzelnen Mietex, soweit sie
beteiligt sind, nach Verhältnis der Grundmieten um«
gelegt werden (§ 14 Zrf. 1 AK. § 4 St .A . * 8 wird
für die Übergangszeit empfohlen, von dem Zeitpunkt
atz» da di« gesetzliche Mete an die Stelle der verein -
weten tritt , folgendes Verfahren zur Berechnung
iemtzühalton:

a) Die im bisherigen Verfahren festgastellten Nach¬
träge an Betriebskosten- welche für früher zurück¬
liegende Zeiträume im Lauf « des Rechnungsjahres
vom 1 . April 1922 bis dahin 1923 nachzuerheben
waren, sind mit den Mietraten , in >der bisherigen
Weise derart weiter zu bezahlen, daß die letzte Rat«
am 1 . IlprA 1988 getilgt ist . Der noch nicht im Met -
zins beglichene Rest wird entsprechend auf die ein¬
zelnen Mietraten umgeliegt .

b) In der gleichen Weise wird die Summe der
Nachträge verteilt uud bezahlt , welche sich aus Er¬
höhung der einzelnen Posten der Betriebskosten in
der Zeit zwischen 1 . April 1922 und dem Tag ergibt ,an dem die gesetzliche Miete zu laufen b̂eginnt (vgl.
Zff . 2), soweit nicht im EinzÄsall diese Beträge schön
verrechnet und getilgt sind.

c) Alle ans die Zeit nach Beginn des Laus der ge¬
setzlichen Miete entfallenden Betriebskosten werden ,
gleichviel ob die Miete monatlich oder viertelljährlich
bezahlt wird, jeweils am 'Schluß des Kalender» iertel -
jalhrs verrechnet und erhoben, in welchem sie der Ver¬
mieter verauslagt hat . Steuern und Versicherungs¬
beiträge sind jedoch in der gleichen Weise aus die ein¬
zelnen Mietraten zu verteilen und mit diesen zu be¬
zahlen , wie «die unter a) und b) genannten Nach¬
träge .

c) Ist <ön Tag der Fälligkeit der einzelnen Miet¬
raten die Abrechnung über die Betriebskosten der
diesem Tag vorhergehenden Mietzinsperiode noch nicht
fertig gestalt und anerkannt , so hat der Mieter vor¬
behaltlich späterer Verrechnung einstweilen die gleiche
Metz insrate wie im zuletzt vorangogangenen Fällig¬
keitstag zu entrichten .

16. Erlöschen von Vertragsbestimmungen . Tritt die
gesetzliche Miete an die Stelle des vereinbarten Miet¬
zinses, so richtet sich die Verpflichtung zur Tragungder Betriebs - und Jnstandhaltungskosten nach den
Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches . Außer¬dem erlöschen alle vom Vermieter oder Mieter über¬
nommenen , ihm nach den Vorschriften des genannten
Gesetzes über den Mietvertrag nicht obliegenden Ver¬
pflichtungen, sofern sie auf die Festsetzung der Höhe
des Mietzinses offenbar von Einfluß waren . (8 20
mi

Ms solche Verpflichtungen sind anzusehen Verein¬
barungen , welche dem Mieter auserlegen :

a) Meißeln and Ölfarbe nanstrich der Küche, Gängeand Adwmerdecken , Tapezieren und Anstreichen von
SiMMCm «her andere umfangreichere laufende Jn -
WMchß»P « G» »kh« ten während der Mietdauer ;

b) Abziehen von Parkettböden ;
c) Instandsetzungen beim Auszug - soweit sie nicht

durch schuldhaftes Verhalten >des Mieters nötig wer¬
den, oder Zahlung von vertraglichen Abfindungen
hierfür 'beim Verlassen der Wohnung .

MS solch« Verpflichtungen nicht anzusöhen sind
Vereinbarungen über Streichen von lackierten Fuß¬
böden, iWaschen und Michsen von Parkett - und Pech-
kiefebböden , Ansmauern , Reinigen und Wichsen von
Ösen.

H . Die Drucksache .Grundsatz « für MtetzinSbiidung
in der Stadt Karlsruhe " ist bei unserem Säkretariat
(Rathaus 3. Stock , ZrmMer 128) geigen Erstattung
der Selbstkosten erhältlich ; unter den gleichen Be¬
dingungen werden dort Formulare zur Mietzinsbe -
rechnung abgegeben.

Städtisches Mieteinigungsamt Karlsruhe .

Ick pulre Messer \
fabelhjfr !

r«7x* iV . rssr.
*

0 .762 .2 .2 Lade» Frau
Rentner Ge»rg jNfiwnm
Witwe Dora geh . Hackm-
maher in Baden , FremerS-
bergstr. 6, hat al » Erbin
ihres genannten , am 5.
November 1918gestorbenen
Ehemannes das Aufgebot
des abhanden gekommenen
Hypothekenbriefesv. 4. Mai
1910 über die im Grund¬
buch von Baden Band 169

Heft 1690 Abt. III Nr . 5
auf dem Grundstück L .-B.
Nr . 265 h eingetragene
Darlehenshypothek von
8000 Mark nebst 57 ° Zin -
sen beantragt . Der Inhaber
der Urkunde wird aufgefor -
det, spätestens in dem auf :
Mttwoch, 6. Dezember 1922 .

vormittags 10 Uhr,
vor dem hiesigen Amtsge¬
richt, Zimmer 17, anbe¬
raumten Aufgebotstermin
seine Rechte anzumelden
und die Urkunde vorzule¬
gen , andernfalls die Kraft¬
loserklärung der Urkunde
erfolgen wird.
Baden, 21 . August 1922 .

Der GerichtSschreiber
_ des bad. Amtsgerichts.

SoinmnBQlwrbonb Stifcrg
sucht eingearbeiteten

SWWHl«
auf sofort . Persönliche
Vorstellung nur nach Auf¬
forderung A.517

Lieferung von 34000
Granit -Großpflasterfteinen
erster Sorte für den Mami -

heimer Hauptgüterbahnhof
nach derFinanzministerial -
verordnung vom 3- 1 . 07
ganz oder getellt öffent¬
lich zu vergeben. Beding,
nisheft auf unserer Kanz¬
lei Tunnelstratze 5 zur
Einsicht , wo auch die Ange¬
botsvordrucke nebst den be¬
sonderen Bedingungen er¬
hältlich . Kein Versand nach
auswärts . Angebote mit
der Aufschrift . Lieferung
von Granitpflastersteinen "
spätestens bis zum 7. Sep¬
tember d . I . vor« . 11 Uhr,
verschlossen und postfrei
bei uns einreichen . Zu¬
schlagsfrist 14 Tage . O -748
Mannheim , 19. Aug. 1922 .

Bahubauiuspektio« I.

Anstricharbeiten des Ei¬
senwerks der alten Neckar,
brücke bei Neckargemünd
5200 gm find öffentlichzu
vergeben. Örtliche Besich-
tigung der Brücke wegen
Reinigungsarbeiten zur
Abgabe des Angebots ist
unerläßlich . Bedingnishest
in unserem Dienstgebäude
oder beim Stationsamt
Neckargemünd einzusehen,
wo auch Angebotsvor¬
drucke abgegeben werden.
Kein Versand nach aus¬
wärts . Unterschriebene
Angebote find verschlossen ,
postfrei und mit Auf¬
schrift „Anstrich der Nek-
kaöbrücke bei Neckarge ,
münd " versehen, späte¬
sten » bis 8. September ,
vormittags 11 Uhr, bei
uns einzureichen. Zu¬
schlagsfrist 8 Wochen .

Eberbach, 17. Aug. 19» .
Bah«b»»i»speM»«.

Druck der Karlsruher Zeitung .
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